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(34) 
 

Bekanntmachung der Stadt Düren 
gem. § 15 Abs. 2 Satz 3 der Hauptsatzung  

der Stadt Düren  
 

I. 
 

Allgemeinverfügung der Stadt Düren zum Betre-
tungsverbot von Tages- und Nachtpflegeeinrich-
tungen im Sinne des Elften Buches Sozialgesetz-
buch, von tagesstrukturierenden Einrichtungen 

der Eingliederungshilfe (Werkstätten, Tagesstätten 
oder sonstige vergleichbare Angebote), für Einrich-
tungen der beruflichen Rehabilitation sowie von in-
terdisziplinären oder heilpädagogischen Frühför-
derstellen, heilpädagogischen Praxen und Autis-

muszentren ab Mittwoche 18.März zur Verhinde-
rung der weiteren Ausbreitung von SARS-CoV-2 

 
 
Gemäß §§ 16 Abs. 1 Satz 1, 28 Abs. 1 Satz 2, 33 des 
Gesetzes zur Verhütung und Bekämpfung von Infekti-
onskrankheiten beim Menschen (Infektionsschutzge-
setz – IfSG) i.V.m §§ 3 Absatz 1, 7 Absatz 3, 9 Abs. 1 
OBG NRW wird zur Verhütung der Weiterverbreitung 
von SARS-CoV-2 Virus-Infektionen folgende Allge-
meinverfügung angeordnet: 
  
1. kontaktreduzierende Maßnahmen 
 
Nachfolgende Einrichtungen werden angewiesen, kon-
taktreduzierende Maßnahmen unter folgenden Bedin-
gungen zu treffen: 
 
a) sämtliche Tages- und Nachtpflegeeinrichtungen im 

Sinne des Elften Buches Sozialgesetzbuch, tages-
strukturierende Einrichtungen der Eingliederungs-
hilfe (Werkstätten, Tagesstätten oder sonstige ver-

gleichbare Angebote) sowie Einrichtungen der be-
ruflichen Rehabilitation haben ab Mittwoch, den 
18.März 2020, allen Nutzern und Nutzerinnen zu-
nächst bis zum 19.April 2020 den Zutritt zu versa-
gen. Dies gilt insbesondere für Bildungseinrichtun-
gen für berufsvorbereitende und ausbildende Maß-
nahmen, die sich an Menschen mit Behinderungen 
richten, wie z.B. Berufsbildungswerke, Berufsför-
derungswerke, berufliche Trainingszentren. 

 
b) Auszunehmen sind Nutzerinnen und Nutzer, die im 

eigenen häuslichen Umfeld untergebracht sind und 
deren Betreuungs- und Pflegeperson eine unver-
zichtbare Schlüsselperson ist. Die Pflege und/oder 
Betreuung soll erfolgen, sofern eine private Betreu-
ung, insbesondere durch Familienangehörige oder 
die Ermöglichung flexibler Arbeitszeiten und Ar-
beitsgestaltung (bspw. Homeoffice) nicht gewähr-
leistet werden kann. Schlüsselpersonen sind Ange-
hörige von Berufsgruppen, deren Tätigkeit der Auf-
rechterhaltung der öffentlichen Sicherheit und Ord-
nung sowie der medizinischen und pflegerischen 
Versorgung der Bevölkerung und der Aufrechter-
haltung zentraler Funktionen des öffentlichen Le-
bens dient. Dazu zählen insbesondere: 

 
 - Alle Einrichtungen, die der Gesundheitsvorsorge 

und der Pflege sowie der Behindertenhilfe, Kin-
der- und Jugendhilfe der öffentlichen Sicherheit 
und Ordnung einschließlich der nichtpolizeilichen 
Gefahrenabwehr (Feuerwehr, Rettungsdienst und 
Katastrophenschutz) der Sicherstellung der öf-
fentlichen Infrastrukturen (Telekommunikations-
dienste, Energie, Wasser, ÖPNV, Entsorgung) der 
Lebensmittelversorgung und der Handlungsfähig-
keit zentraler Stellen von Staat, Justiz und Ver-
waltung dienen. 

 
c) Die Unentbehrlichkeit ist der betreffenden Einrich-

tung gegenüber durch eine schriftliche Bestätigung 
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des jeweiligen Arbeitgebers bzw. Dienstvorgesetz-
ten nachzuweisen. 

 
d) Auszunehmen sind weiterhin Nutzerinnen und Nut-

zer deren pflegerische oder soziale Betreuung für 
den Zeitraum, in dem sie sich normalerweise in ei-
ner WfbM aufhalten, nicht sichergestellt ist. Die 
Träger der WfbM sind angehalten, für die betroffe-
nen Personen eine Betreuung im notwendigen Um-
fang sicherzustellen. Sie sollten zu diesem Zweck 
mit Anbietern von Wohneinrichtungen zusammen-
arbeiten.  

 
e) Auszunehmen sind zudem diejenigen Rehabilitan-

dinnen und Rehabilitanden, die einen intensiven 
und persönlichen Betreuungsaufwand benötigen, 
dem im häuslichen Rahmen nicht entsprochen wer-
den kann. Für diese Teilnehmenden kann auf El-
ternwunsch bzw. auf Bedarfsmeldung des /der Teil-
nehmenden im Einzelfall nach Entscheidung der 
Schulleitung ein Betreuungsangebot vor Ort in der 
Einrichtung sichergestellt werden. Da dieser Perso-
nenkreis zur besonders vulnerablen Bevölkerungs-
gruppe gehört, sind entsprechende Schutzmaßnah-
men zu beachten. Zur Flankierung der kontaktredu-
zierenden Maßnahmen kann, soweit möglich, das 
Unterrichtsgeschehen auf virtuelle Lernwelten um-
gestellt werden und durch die Bildungsträger weiter 
begleitet werden. 

 
f) Auszunehmen sind darüber hinaus Nutzerinnen und 

Nutzer von Tages- und Nachtpflegeeinrichtungen 
im Sinne des Elften Buches Sozialgesetzbuch, de-
ren häusliche Versorgung bei Wegfall der teilstati-
onär en Pflege und Betreuung glaubhaft gefährdet 
wäre. Über die Gewährung einer Ausnahmerege-
lung entscheidet die Leitung der bisher genutzten 
Einrichtung im Einzelfall unter Abwägung der Ge-
samtumstände - insbesondere der erhöhten Gefah-
ren durch das neuartige Corona-Virus SARS-CoV-
2 einerseits und einer drohenden unzureichenden 
häuslichen Versorgung sowie verbesserter Schutz-
vorkehrungen bei einer Reduzierung der Zahl der in 
der Einrichtung zu versorgenden Personen anderer-
seits. 

 
g) Die Betretungsverbote unter a) gelten auch für in-

terdisziplinäre oder heilpädagogische Frühförder-
stellen, heilpädagogische Praxen und Autismuszen-
tren, soweit dies nicht medizinisch dringend not-
wendig angezeigt ist. Daneben gelten die Betre-
tungsverbote unter a). auch für Betreuungsgruppen, 
die als Angebote zur Unterstützung im Alltag im 
Sinne der Anerkennungs- und Förderungsverord-
nung (AnFöVO) anerkannt wurden.  

 
h) Zu den Ausnahmen, die unter Ziffern 1 b) sowie d)-

g) bestimmt sind, gilt, dass ein zumutbarer Trans-
port für den Hin- und Rückweg sicherzustellen ist, 
der die derzeit besonderen Risiken durch eine Infek-
tion mit SARS-CoV-2 berücksichtigt. 

2. Sofortige Vollziehung 
 
Die Allgemeinverfügung ist kraft Gesetzes nach § 28 
Absatz 3 i.V.m. § 16 Absatz 8 IfSG sofort vollziehbar.  
Die Anfechtungsklage hat keine aufschiebende Wir-
kung. 
 
3. Bekanntmachung 
 
Diese Verfügung gilt gem. § 41 Absatz 4 Satz 4 Ver-
waltungsverfahrensgesetz Nordrhein-Westfalen 
(VwVfG NW) mit dem auf die Bekanntmachung fol-
genden Tag als bekannt gegeben. Es ist nicht möglich, 
die öffentliche Bekanntmachung dieser Allgemeinver-
fügung in der gemäß § 15 Absatz 1 der Hauptsatzung 
der Stadt Düren vom 22.01.2002 - in der heute gültigen 
Fassung - festgelegten Form in Folge unabwendbarer 
Ereignisse durchzuführen. Die Bekanntmachung er-
folgt ersatzweise durch Aushang an der Bekanntma-
chungstafel im Vorraum zum Bürgerbüro im Eingangs-
bereich des städtischen Dienstgebäudes Markt 2, 52349 
Düren. Diese Bekanntmachung ist mit Ablauf des 
19.03.2020 vollzogen. 
 
Die öffentliche Bekanntmachung wird entsprechend § 
15 Abs.1 der Hauptsatzung der Stadt Düren unverzüg-
lich nachrichtlich nachgeholt.   
 
4. Strafbarkeit 
 
Auf die Strafbarkeit einer Zuwiderhandlung gegen 
diese Anordnungen wird hingewiesen (§ 75 Abs. 1 Nr. 
1, Abs. 3 Infektionsschutzgesetz).  
 
 
Begründung: 
 
Allgemein  
 
Aufgrund der aktuellen Entwicklungen und der Er-
kenntnislage, insbesondere der stark zunehmenden 
Ausbreitung von SARS-CoV-2 ist oberstes Ziel, die 
Ausbreitung zu verlangsamen und zu verzögern.  
 
Bei SARS-CoV-2 handelt es sich um einen Krankheits-
erreger im Sinne des § 2 Nr. 1 IfSG. Der Virus wird von 
Mensch zu Mensch übertragen. Hauptübertragungsweg 
ist die Tröpfcheninfektion. Dies kann direkt von 
Mensch zu Mensch über die Schleimhäute der Atem-
wege geschehen oder auch indirekt über Hände, die 
dann mit Mund oder Nasenschleimhaut sowie der Au-
genbindehaut in Kontakt gebracht werden. Insofern er-
höht sich das Risiko einer Ansteckung mit dem SARS-
CoV-2 Virus potentiell und damit die Gefahr, dass sich 
die Infektionen in der Bevölkerung weiterverbreiten. 
 
Unter den Voraussetzungen von § 28 Absatz 1 Satz 1 
IfSG kann die zuständige Behörde Veranstaltungen o-
der sonstige Ansammlungen von Menschen beschrän-
ken oder verbieten und Badeanstalten oder in § 33 ge-
nannte Gemeinschaftseinrichtungen oder Teile davon 
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schließen; sie kann auch Personen verpflichten, den 
Ort, an dem sie sich befinden, nicht zu verlassen oder 
von ihr bestimmte Orte nicht zu betreten, bis die not-
wendigen Schutzmaßnahmen durchgeführt worden 
sind. 
 
Werden Kranke, Krankheitsverdächtige, Ansteckungs-
verdächtige oder Ausscheider festgestellt oder ergibt 
sich, dass ein Verstorbener krank, krankheitsverdächtig 
oder Ausscheider war, so trifft die zuständige Behörde 
gem. § 28 IfSG die notwendigen Schutzmaßnahmen, 
insbesondere die in den §§ 29 bis 31 und 33 genannten, 
soweit und solange es zur Verhinderung der Verbrei-
tung übertragbarer Krankheiten erforderlich ist. Gemäß 
§ 2 Nr. 1 IfSG sind Krankheitserreger im Sinne des In-
fektionsschutzgesetzes vermehrungsfähige Agens (Vi-
rus, Bakterium, Pilz, Parasit) oder ein sonstiges biolo-
gisches transmissibles Agens, das bei Menschen eine 
Infektion oder übertragbare Krankheit verursachen 
kann. 
 
Das neuartige Coronavirus SARS-CoV-2 hat sich in 
kurzer Zeit rasant verbreitet. Vor dem Hintergrund der 
dynamischen Entwicklung der SARS-CoV-2-Infektio-
nen müssen weiterhin kontaktreduzierende Maßnah-
men zur Beeinflussung, insbesondere Verzögerung der 
Ausbreitungsdynamik ergriffen und Infektionsketten 
unterbrochen werden. Durch die durch diese Maßnah-
men verlangsamte Weiterverbreitung des Virus kann 
die dringend erforderliche Zeit gewonnen werden, um 
im Interesse des Gesundheitsschutzes gefährdeter Per-
sonengruppen das Gesundheitssystem leistungsfähig zu 
halten.  
 
Vor dem Hintergrund drastisch steigender Infektions-
zahlen in den vergangenen Tagen und der weiterhin dy-
namischen Entwicklung der SARS-CoV-2 Infektionen 
ist es erforderlich, weitere – über die in den bislang er-
gangenen Erlassen enthaltenen hinausgehende – kon-
taktreduzierende Maßnahmen zur Beeinflussung der 
Ausbreitungsdynamik zu ergreifen und Infektionsket-
ten zu unterbrechen. Die Maßnahmen sind geeignet, zu 
einer weiteren Verzögerung der Informationsdynamik 
beizutragen und daher erforderlich.  
 
Als zuständige Behörde hat die Stadt Düren dafür 
Sorge zu tragen, dass die Verbreitung des Virus mit al-
len uns zur Verfügung stehenden Mitteln verlangsamt 
und verzögert wird. Die einzig erforderliche und ange-
messene Maßnahme zur Verzögerung der Verbreitung 
des Virus ist die Vermeidung und Einschränkung jegli-
chen sozialen Kontakts. Dies umfasst die Untersagung 
von jeglichen Veranstaltungen. Jede Veranstaltung 
geht mit dem Aufeinandertreffen einer Vielzahl von un-
terschiedlichen Personengruppen einher, die sich unter 
anderem in Alter, Wohnort, Geschlecht und gesund-
heitlicher Konstitution voneinander unterscheiden.  
Durch den vorherrschenden Übertragungsweg von 
SARS-CoV-2 kann es leicht zur Übertragung von 
Mensch zu Mensch kommen. Asymptomatisch infi-
zierte Personen oder nur mild Erkrankte können im 

Rahmen von Veranstaltungen bzw. Menschenansamm-
lungen das Virus auf anderen Menschen übertragen und 
die Ausbreitung somit beschleunigen. Einzig angemes-
senes und erforderliches Mittel, um die Übertragung 
und Ausbreitung zu verzögern bzw. zu verlangsamen 
ist daher die konsequente soziale Distanzierung im täg-
lichen Leben. Nach dieser Erkenntnislage stellt jedes 
unnötige Aufeinandertreffen von Personengruppen ein 
unnötiges Risiko dar, das es zu vermeiden gilt. Dies 
nicht zuletzt und vor allem vor dem Hintergrund unser 
Gesundheitssystem aufrecht- und leistungsfähig zu er-
halten, um insbesondere den besonders schutzwürdigen 
Personengruppen eine adäquate Versorgung zukom-
men lassen zu können.  Alle in diesem Erlass aufge-
führten Einrichtungen/Betriebe/Begegnungsstätten tra-
gen eine latente Infizierungsgefahr in sich, da sich hier 
Menschen in einer großen Anzahl begegnen und Auf-
einandertreffen.  
 
Unter Berücksichtigung dieser Faktoren ist das zeitlich 
befristete Verbot nicht nur zur Gefahrenabwehr geeig-
net, sondern auch erforderlich und verhältnismäßig. 
Die Befristung bis zum 19.04.2020 wird aus Gründen 
der Verhältnismäßigkeit gewählt und ist im Erlass des 
Ministeriums vorgegeben.  
 
Im Besonderen zu 1: 
 
a) Zu den erforderlichen kontaktreduzierenden Maß-

nahmen gehört auch eine Beschränkung der Aus-
breitung auf der Grundlage von § 28 lfSG in Tages- 
und Nachtpflegeeinrichtungen im Sinne des Elften 
Buches Sozialgesetzbuch sowie tagesstrukturieren-
den Einrichtungen der Eingliederungshilfe (Werk-
stätten, Tagesstätten oder sonstigen vergleichbaren 
Angebote). Dort bzw. auf dem gemeinsamen Trans-
port in die genannten Einrichtungen treten insbe-
sondere Menschen, die durch Alter, Vorerkrankung 
oder Behinderung einem besonderen Risiko durch 
das Corona-Virus ausgesetzt sind, in engen Kontakt 
miteinander. 

 
Hinzu kommt, dass das Einhalten disziplinierter 
Hygieneetiketten zudem abhängig von der Mög-
lichkeit der Übernahme von (Eigen-)Verantwor-
tung ist und zu den erforderlichen kontaktreduzie-
renden Maßnahmen gehört auch eine Beschränkung 
der Ausbreitung auf der Grundlage von § 28 lfSG in 
Tages- und Nachtpflegeeinrichtungen im Sinne des 
Elften Buches Sozialgesetzbuch sowie tagesstruk-
turierenden Einrichtungen der Eingliederungshilfe 
(Werkstätten, Tagesstätten oder sonstigen ver-
gleichbaren Angebote). Dort bzw. auf dem gemein-
samen Transport in die genannten Einrichtungen 
treten insbesondere Menschen, die durch Alter, 
Vorerkrankung oder Behinderung einem besonde-
ren Risiko durch das Corona-Virus ausgesetzt sind, 
in engen Kontakt miteinander. 
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Hinzu kommt, dass das Einhalten disziplinierter 
Hygieneetiketten zudem abhängig von der Mög-
lichkeit der Übernahme von (Eigen-)Verantwor-
tung ist und bei den Nutzerinnen und Nutzern der 
beschriebenen Einrichtungen häufig nicht voraus-
gesetzt werden kann. Damit steigt die Gefahr, dass 
sich Infektionen innerhalb dieser Einrichtungen 
verbreiten und in die Familien bzw. Wohngruppen 
weitergetragen werden. Aus diesen Gründen ist 
nach Abwägung aller Umstände eine allgemeingül-
tige Anordnung erforderlich, um eine Verbreitung 
der Infektion zu verhindern. 

 
Im Besonderen zu b):  
 
Die öffentliche Sicherheit und Ordnung sowie die me-
dizinische und pflegerische Versorgung der Bevölke-
rung muss unter Berücksichtigung der Erforderlichkeit 
der Zugangsbeschränkung zu Tages- und Nachtpflege-
einrichtungen im Sinne des Elften Buches Sozialge-
setzbuch sowie zu tagesstrukturierenden Einrichtungen 
der Eingliederungshilfe (Werkstätten, Tagesstätten o-
der sonstigen vergleichbaren Angebote) aufrechterhal-
ten werden. Dazu sind Maßnahmen zu ergreifen, die 
geeignet sind, die Arbeitsfähigkeit der genannten Per-
sonengruppen nicht aufgrund des Betreuungsbedarfs 
ihrer Angehörigen zu beeinträchtigen. Zu den üblichen 
Betreuungszeiten ist daher eine Beaufsichtigung und 
Betreuung in der jeweiligen Einrichtung für Angehö-
rige von Schlüsselpersonen sicherzustellen. Der Nach-
weis der Unentbehrlichkeit ist erforderlich, um die Zahl 
der in den genannten Einrichtungen zu betreuenden 
Menschen so gering wie möglich zu halten, damit einer 
weiteren Verbreitung von SARS-CoV-2 entgegenge-
wirkt werden kann. Anderenfalls wäre die Maßnahme 
des Betretungsverbots von Tages- und Nachtpflegeein-
richtungen im Sinne des Elften Buches Sozialgesetz-
buch sowie tagesstrukturierenden Einrichtungen der 
Eingliederungshilfe (Werkstätten, Tagesstätten oder 
sonstigen vergleichbaren Angebote) nicht effektiv, 
wenn die Nutzerinnen und Nutzer dieser Einrichtungen 
dort aufhalten würden. 
 
Die öffentliche Sicherheit und Ordnung sowie die me-
dizinische und pflegerische Versorgung der Bevölke-
rung muss unter Berücksichtigung der Erforderlichkeit 
der Zugangsbeschränkung zu Tages- und Nachtpflege-
einrichtungen im Sinne des Elften Buches Sozialge-
setzbuch sowie zu tagesstrukturierenden Einrichtungen 
der Eingliederungshilfe (Werkstätten, Tagesstätten o-
der sonstigen vergleichbaren Angebote) aufrechterhal-
ten werden. Dazu sind Maßnahmen zu ergreifen, die 
geeignet sind, die Arbeitsfähigkeit der genannten Per-
sonengruppen nicht aufgrund des Betreuungsbedarfs 
ihrer Angehörigen zu beeinträchtigen. Zu den üblichen 
Betreuungszeiten ist daher eine Beaufsichtigung und 
Betreuung in der jeweiligen Einrichtung für Angehö-
rige von Schlüsselpersonen sicherzustellen. Der Nach-
weis der Unentbehrlichkeit ist erforderlich, um die Zahl 
der in den genannten Einrichtungen zu betreuenden 
Menschen so gering wie möglich zu halten, damit einer 

weiteren Verbreitung von SARS-CoV-2 entgegenge-
wirkt werden kann. Anderenfalls wäre die Maßnahme 
des Betretungsverbots von Tages- und Nachtpflegeein-
richtungen im Sinne des Elften Buches Sozialgesetz-
buch sowie tagesstrukturierenden Einrichtungen der 
Eingliederungshilfe (Werkstätten, Tagesstätten oder 
sonstigen vergleichbaren Angebote) nicht effektiv, 
wenn die Nutzerinnen und Nutzer dieser Einrichtungen 
dort aufhalten würden. 
 
Im Besonderen zu c): 
 
Die schriftliche Bestätigung des Arbeitgebers dient 
dem Nachweis des Betreuungsbedarfs. 
 
Im Besonderen zu d): 
 
Die in den Werkstätten beschäftigten Menschen mit 
Behinderungen benötigen teilweise     den     Besuch 
der· Werkstatt als eine tagesstrukturierende Maß-
nahme. Selbstverständlich hat der Gefahrschutz auch in 
den Werkstätten höchste Priorität. Die dort beschäfti-
gen behinderten Menschen haben aber auch einen An-
spruch auf diese Teilhabeleistung. Anders als bei Kin-
dertageseinrichtungen stehen ihnen keine unterhalts-
verpflichteten Personen zur Seite. Hinzu kommt, dass 
ein Teil der Betreuungs-Personen (in den Familien) 
hochaltrig ist und schnell überfordert sein kann. Wer-
den Werkstätten geschlossen, ist deshalb durch den 
Träger sicherzustellen, dass zumindest die Personen, 
die auf eine Betreuung angewiesen sind, diese auch er-
halten. Die Betreuung kann dabei z.B. auch in Zusam-
menarbeit mit Wohnanbietern geleistet werden.  
 
Im Besonderen zu e): 
 
Die Nutzerinnen und Nutzer dieser Einrichtungen ge-
hören auch der unter 1. genannten, besonders schutzbe-
dürftigen Personengruppe an, gleichwohl kann die sta-
bilisierende Wirkung der Förderung in den entspre-
chenden Bildungseinrichtungen nicht außer Acht gelas-
sen werden, so dass hier entsprechende Differenzierun-
gen im Interesse der Menschen mit Behinderungen 
möglich sein müssen. 
 
Im Besonderen zu f): 
 
Bei einigen Nutzerinnen und Nutzern ist die Betreuung 
in einer Tages- und in der Folge des dauerhaften Zu-
sammenbruchs der häuslichen Versorgung nicht ausge-
schlossen werden. 
 
Andererseits bestehen ggf. Möglichkeiten, das Infekti-
onsrisiko in· den Einrichtungen durch die angestrebte 
Reduzierung der Zahl der gleichzeitigen Nutzerinnen 
und Nutzer zu minimieren. Z.B. durch Einzeltransporte 
in die Einrichtung und wieder zurück in die eigene 
Häuslichkeit oder durch größere räumliche Abstände 
der Nutzerinnen und Nutzer während der Betreuung in· 
der Einrichtung, die durch eine reduzierte Zahl gleich-
zeitiger Nutzerinnen und Nutzer ermöglicht werden. 
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Dies ist durch den Leiter der jeweiligen Einrichtung bei 
seiner Entscheidung über die Aussprache des Betre-
tungsverbots zu berücksichtigen. 
 
Im Besonderen zu g): 
 
Die Nutzerinnen und Nutzer dieser Einrichtungen ge-
hören auch der unter Zu 1. genannten, besonders 
schutzbedürftigen Personengruppe an, weshalb auch 
hier entsprechende kontaktreduzierende Maßnahmen 
erforderlich sind. 
 
Die Nutzerinnen und Nutzer dieser Einrichtungen ge-
hören auch der unter Zu 1. genannten, besonders 
schutzbedürftigen Personengruppe an, weshalb auch 
hier entsprechende kontaktreduzierende Maßnahmen 
erforderlich sind. 
 
Im Besonderen zu h): 
 
Den Anforderungen des erhöhten Infektionsschutzes 
soll während gemeinsamer Hin- und Rückfahrten meh-
rerer Nutzerinnen und Nutzer der Einrichtung durch an-
gemessene Maßnahmen Rechnung getragen werden, 
dazu können insbesondere erhöhte Sicherheitsabstände 
zwischen den Mitfahrenden beitragen. 
 
Zu 2: 
 
Die Allgemeinverfügung ist kraft Gesetzes nach § 28 
Abs. 3 i. V. m. § 16 Abs. 8 IfSG sofort vollziehbar. Die 
Anfechtungsklage hat keine aufschiebende Wirkung. 
 
Zu 3:  
 
Es ist nicht möglich, die öffentliche Bekanntmachung 
dieser Allgemeinverfügung in der gemäß § 15 Absatz 1 
der Hauptsatzung der Stadt Düren vom 22.01.2002 - in 
der heute gültigen Fassung - festgelegten Form in Folge 
unabwendbarer Ereignisse durchzuführen. Die Be-
kanntmachung erfolgt ersatzweise durch Aushang an 
der Bekanntmachungstafel im Vorraum zum Bürger-
büro im Eingangsbereich des städtischen Dienstgebäu-
des Markt 2, 52349 Düren. Diese Bekanntmachung ist 
mit Ablauf des 19.03.2020 vollzogen. 
 
Die öffentliche Bekanntmachung wird entsprechend § 
15 Abs.1 der Hauptsatzung der Stadt Düren unverzüg-
lich nachrichtlich nachgeholt. 
 
Zu 4: 
 
Die Strafbarkeit von Zuwiderhandlungen gegen diese 
Anordnungen ergibt sich aus § 75 Abs. 1 Nr. 1, Abs. 3 
IfSG.  
 
Rechtsbehelfsbelehrung: 
 
Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines 
Monats nach Bekanntgabe Klage erhoben werden. Die 

Klage ist bei dem Verwaltungsgericht Aachen, Adal-
bertsteinweg 92, 52070 Aachen schriftlich oder zur 
Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle 
zu erheben. Die Klage kann auch durch Übertragung 
eines elektronischen Dokuments an die elektronische 
Poststelle des Gerichts erhoben werden. Das elektroni-
sche Dokument muss für die Bearbeitung durch das Ge-
richt geeignet sein. Es muss mit einer qualifizierten 
elektronischen Signatur der verantwortenden Person 
versehen sein oder von der verantwortenden Person sig-
niert und auf einem sicheren Übermittlungsweg gemäß 
§ 55a Absatz 4 VwGO eingereicht werden. Die für die 
Übermittlung und Bearbeitung geeigneten technischen 
Rahmenbedingungen bestimmen sich nach näherer 
Maßgabe der Verordnung über die technischen Rah-
menbedingungen des elektronischen Rechtsverkehrs 
und über das besondere elektronische Behördenpost-
fach (Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung - 
ERVV) vom 24. November 2017 (BGBl. I S. 3803). 
 
Falls die Frist zur Klageerhebung durch das Verschul-
den eines von Ihnen Bevollmächtigten versäumt wer-
den sollte, wird dieses Verschulden Ihnen zugerechnet. 
 
Hinweis: Weitere Informationen zur elektronischen 
Klageerhebung erhalten Sie auf der Internetseite 
www.justiz.de. 
 
Gegen die Anordnung der sofortigen Vollziehung aus 
Ziffer 4. dieser Ordnungsverfügung können Sie beim 
Verwaltungsgericht Aachen, Adalbertsteinweg 92, 
52070 Aachen, einen Antrag auf Anordnung der auf-
schiebenden Wirkung der Klage stellen. 
 
Düren, den 19.03.2020 
Der Bürgermeister 
In Vertretung 
 
gez. H. Harperscheidt gez. Rothkranz 
 
(H. Harperscheidt) (Rothkranz) 
Leiter Amt  stellv. Leiterin des  
für Gebäudemanagement Hauptamtes 
 

II. 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Allgemeinverfügung wird hiermit öf-
fentlich bekanntgemacht. 
 
Düren, den 19.03.2020 
Der Bürgermeister 
In Vertretung 
 
gez. H. Harperscheidt gez. Rothkranz 
 
(H. Harperscheidt) (Rothkranz) 
Leiter Amt  stellv. Leiterin des  
für Gebäudemanagement Hauptamtes 
 

http://www.justiz.de/
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Hinweis: 
Die Allgemeinverfügung ist am 19.03.2020 um  
16:20 Uhr an der Bekanntmachungstafel im Vorraum 
zum Bürgerbüro im Eingangsbereich des städtischen 
Dienstgebäudes Markt 2, 52349 Düren als Notbekannt-
machung i.S. des § 15 II der Hauptsatzung der Stadt 
Düren ausgehangen worden und tritt damit am 
20.03.2020 in Kraft. 
 
___________________________________________ 
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